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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Ständerat mit dem Extremismusbericht
des Bundesrates und nahm von ihm Kenntnis. 1

BERICHT
DATUM: 09.03.1993
HANS HIRTER

Im September 2015 legte der Bundesrat dem Parlament seinen Bericht in Erfüllung
eines Postulats der SiK-SR zu den Umsetzungsmöglichkeiten der Standesinitiative
14.305 vor. Der Kanton Bern hatte mit der Initiative verlangt, die Internetadressen der
Organisatoren von Demonstrationen und Grossanlässen zu veröffentlichen. Im Bericht
kam der Bundesrat zum Schluss, dass – unter Berücksichtigung des
Subsidiaritätsprinzips – das Anliegen der Standesinitiative am besten durch eine
interkantonale Vereinbarung umgesetzt würde. Er unterstrich jedoch erneut, dass aus
seiner Sicht eine präventive Veröffentlichung der Personendaten von Organisatoren
nicht verhältnismässig sei. Der Ständerat schrieb das Postulat im Sommer 2016 ab. 2

BERICHT
DATUM: 13.06.2016
ELIA HEER

Polizei

In Erfüllung des Postulats 13.4011 der RK-NR, das auf die Petition «Stopp der Gewalt
gegen die Polizei» des Verbands Schweizerischer Polizeibeamter zurückging,
veröffentlichte der Bundesrat Ende 2017 einen Bericht über den besseren
strafrechtlichen Schutz der Staatsangestellten vor Gewalt. Darin setzte er die
wahrgenommene Zunahme an Gewaltbereitschaft und Abnahme an Respekt gegenüber
Repräsentantinnen und Repräsentanten der Staatsgewalt mit einem allgemeinen
gesellschaftlichen Wertewandel in Verbindung und bedauerte, dessen vielfältige
Ursachen nicht in einem Postulatsbericht ergründen zu können. Dennoch sei sich der
Bundesrat seiner Verantwortung bewusst und setze alles daran, um Gewalt an
Staatsangestellten zu verhindern. Aufgrund der föderativen Kompetenzverteilung
verfüge er jedoch nur über einen eingeschränkten Handlungsspielraum, den er mit den
beiden StGB-Revisionsprojekten zur Änderung des Sanktionenrechts und zur
Harmonisierung der Strafrahmen derzeit ausgeschöpft habe. Der Schutz der
Staatsangestellten könnte darüber hinaus aber in drei Bereichen ausserhalb des
Strafrechts verbessert werden, so das Fazit: erstens über die Verstärkung der
gesellschaftspolitischen Gewaltprävention durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und
entsprechende Sensibilisierungsmassnahmen, zweitens über wissenschaftliche,
statistische Analysen, die den zurzeit fehlenden, lückenlosen Überblick über die
gesamtschweizerische Situation bieten könnten und drittens über organisatorische und
baulich-technische Massnahmen für ein strategisches Risikomanagement der
Verwaltungsstellen. 3

BERICHT
DATUM: 01.12.2017
KARIN FRICK

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Im Dezember 2019 legte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulates Graf-
Litscher (sp, TG) vor und präsentierte darin Varianten für die Ausgestaltung von
Meldepflichten von kritischen Infrastrukturen bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen. Der Bericht erörterte die derzeitige Ausgangslage, verglich
Meldepflichten im Ausland und präsentierte nebst der Variante, keine weiteren
Meldepflichten einzuführen, drei Varianten für eine Meldepflicht und für Meldestellen
in der Schweiz. Bei diesen drei Möglichkeiten würde entweder eine zentrale Meldestelle
etabliert, die bisherigen dezentralen Meldestellen in den Sektoren auf- und ausgebaut
oder als letzte Variante eine Kombination der beiden Ansätze umgesetzt, wobei eine
zentrale Meldestelle einzig für Cybervorfälle und die bestehenden dezentralen Stellen
für alle anderen sicherheitsrelevanten Vorfälle zuständig wären. Die vorgeschlagenen
vier Varianten sollen in einem nächsten Schritt mit Wirtschaftskreisen, den Kantonen

BERICHT
DATUM: 15.12.2019
MARCO ACKERMANN
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und den zuständigen Behörden vertieft diskutiert werden und im Sommer 2020 zur
Erarbeitung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage führen. 4

1) AB SR, 1993, S. 86 ff.
2) AB SR, 2016, S. 443 ff.; BBl, 2016, S. 2918; Bericht des Bundesrates in Erfüllung des Postulats 14.3672
3) Bericht BR vom 1.12.17 (Besserer Schutz der Staatsangestellten vor Gewalt); TG, 2.12.17
4) Bericht BR vom 15.6.17
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